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parlamentsreport

Vor zahlreichen Gästen, darunter 
viele ehemalige Abgeordnete, kons-
tituierte sich am 26. November der 
7. Thüringer Landtag. Die Fraktion 
DIE LINKE hatte die bisherige 
Thüringer Ministerin für Infra-
struktur und Landwirtschaft, Bir-
git Keller, für das Amt der Land-
tagspräsidentin vorgeschlagen. 

Weitere Wahlvorschläge gab es 
seitens der anderen Fraktionen 

nicht. In Anwesenheit aller 90 Abge-
ordneten wurde Birgit Keller 
schließlich im ersten Wahlgang mit 
der Mehrheit von 52 Ja-Stimmen (28 
Nein, 10 Enthaltungen) zur neuen 
Landtagspräsidentin gewählt. (Auf 
Seite 5 dieses Parlamentsreports 
Auszüge aus der Antrittsrede von 
Birgit Keller).

Außerdem gewählt wurden die 
weiteren Vizepräsidenten des Land-
tags. Bereits im Vorfeld hatte sich 
das Parlament auf eine Erweiterung 
des Vorstandes von zwei auf nun-

mehr fünf Vizepräsidenten geeinigt. 
Jede Fraktion soll demnach einen 
Vizepräsidenten bzw. eine Vizepräsi-
dentin stellen, ausgenommen der 
Fraktion, die bereits den Präsidenten 
bzw. die Präsidentin stelle. Die Zu-
schüsse für die bislang zwei Ämter 
sollen nun auf alle fünf Vizepräsi-
denten aufgeteilt werden.

Vorgeschlagen hatten die Fraktio-
nen die Abgeordneten Tosca Kniese 
(AfD), Henry Worm (CDU), Doro-

thea Marx (SPD), Astrid Rothe-Bein-
lich (B90/DIE GRÜNEN) sowie Dirk 
Bergner (FDP). Lediglich die Abge-
ordnete Kniese erhielt nicht die er-
forderliche Mehrheit der Ja-Stim-
men. Die Fraktion der AfD verzich-
tete auf einen zweiten Wahlgang.

Die Abgeordneten der LINKEN 
verweisen darauf, dass Kniese in Ei-
senach und in sozialen Netzwerken 
immer wieder islamfeindlich auf-
tritt, sich mit FPÖ-Politikern traf, 
die Verbindungen zur Naziszene ha-
ben, darunter Hans-Christian Stra-

che, der in Militärkleidung mit Nazis 
trainierte, ließ sich vor einem Panzer 
mit AfD-Fahne ablichten, führte oh-
ne Gerichtsbeschluss in Selbstjustiz 
Privatfahndungen durch und setzte 
sich über die Regelungen der Straf-
prozessordnung hinweg, auf Face-
book drückte sie ihre Sympathie für 
den extrem rechten Flügel von Bernd 
Höcke aus.

In der Landtagssitzung wurden 
zudem der Bürgerbeauftragte ge-

wählt sowie weitere Personalien ent-
schieden. Zur Wahl des Bürgerbeauf-
tragten stand mit dem Wahlvor-
schlag der CDU als einziger Kandi-
dat der bislang amtierende Bürger-
beauftragte des Freistaats Thüringen, 
Dr. Kurt Herzberg. Der gebürtige 
Eichsfelder und promovierte Theolo-
ge wurde mit der Mehrheit von 71 
Ja-Stimmen (7 Nein, 12 Enthaltun-
gen) wiedergewählt.

Die nächsten regulären Plenarsit-
zungen finden am 11. und 12. Dezem-

Kommentar

Historisch

Von Susanne Hennig-Wellsow
Fraktionsvorsitzende

Am 26. November wurde Birgit Kel-
ler zur neuen Präsidentin des Thürin-
ger Landtags gewählt. Dies war ein 
historischer Tag. Erstmals in der 
bundesdeutschen Geschichte wurde 
eine LINKE Politikerin in dieses be-
deutungsvolle Parlamentsamt ge-
wählt. Wir gratulieren ihr aufs Herz-
lichste und wünschen ihr eine glück-
liche Hand für all die anstehenden 
politischen und gesellschaftlichen 
Herausforderungen.

Die mit klarer Mehrheit über die 
Stimmen der Abgeordneten von Rot-
Rot-Grün hinaus erfolgte Wahl 
machte eindrucksvoll deutlich, dass 
Birgit Keller über Parteigrenzen hin-
weg anerkannt und geachtet ist. 
Über viele Jahre hat sich die Politike-
rin mit dem Parteibuch der LINKEN 
in verschiedenen Positionen einen 
äußerst respektablen Ruf erarbeitet 
- sowohl als Landtagsabgeordnete 
sowie als Nordhäuser Landrätin und 
auch als Ministerin für Infrastruktur 
und Landwirtschaft. 

Ihre Erfahrungen als gesellschafts-
politische Brückenbauerin sind ein 
Gewinn für die parlamentarische De-
mokratie. In ihrer Antrittsrede hat 
Birgit Keller unterstrichen, wie sehr 
ihr die fraktionsübergreifende Arbeit 
am Herzen liegt, damit tragfähige 
Lösungen und Verabredungen ge-
troffen werden können. In diesem 
Sinne werden wir Birgit Keller mit al-
ler Kraft unterstützen. Dabei ist es 
unser gemeinsames Ziel, für alle 
Menschen in Thüringen ein gutes 
Leben zu ermöglichen und das Land 
weiter voranzubringen.
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Landtag konstituiert
Birgit Keller zur Präsidentin des Thüringer Landtags gewählt
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Winterabschiebestopp

Unterstützung

Für Schutzsuchende ist die unfrei-
willige Rückkehr in ihr Herkunfts-
land oft verbunden mit Armut und 
Obdachlosigkeit. Dies stellt beson-
ders in den Wintermonaten ein er-
hebliches Risiko für die Gesundheit, 
wenn nicht sogar für das Leben dar. 
Hier müssen das Recht auf körperli-
che Unversehrtheit und menschen-
würdige Lebensbedingungen ge-
währleistet werden. Daher ist die 
Forderung des Thüringer Flücht-
lingsrates nach einem umfassenden 
Winterabschiebestopp in jene Län-
der, in denen für Betroffene eine Be-
drohung für Gesundheit und Leben 
besteht, nur zu unterstützen.

Wie auch in den vergangenen Jahren 
ist es zwingend notwendig, einen 
Winterabschiebestopp bis März 
kommenden Jahres in Kraft zu set-
zen. Ich werde mich dafür einsetzen, 
dass die Landesregierung wie in den 
vergangenen Jahren einen Winterab-
schiebestopp erlässt.

Nach den geltenden Regelungen 
bleibt in eng begründeten Einzelfäl-
len nur dann die Möglichkeit, Betrof-
fene auch im Winter abzuschieben, 
wenn eine Rückkehr in Würde und 
Sicherheit möglich ist. Dies ist ein 
guter Anfang, jedoch ergibt sich dar-
aus kein Rechtsanspruch für die Be-
troffenen. Ein umfassender Winter-
abschiebestopp ohne diese vorge-
nannten Ausnahmen sollte das Ziel 
sein.

Patrick Beier ist Sprecher der Frakti-
on DIE LINKE für Migrationspolitik

Zunehmend wird Vereinen wegen 
ihrer politischen Betätigung die 

Gemeinnützigkeit aberkannt. „Nach 
Attac, Campact und dem Demokrati-
schen Zentrum Ludwigsburg wurde 
nun auch der Vereinigung der Ver-
folgten des Naziregimes – Bund der 
Antifaschistinnen und Antifaschisten 
(VNN-BdA e.V) die Gemeinnützig-
keit entzogen. Viele dieser zivilgesell-
schaftlichen Organisationen leisten 
einen wichtigen Beitrag zur politi-
schen Willensbildung und für eine ge-
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rechte Gesellschaft. Die Angriffe auf 
die Gemeinnützigkeit, teils auch mit 
haltlosen Unterstellungen, bedrohen 
viele Vereine in ihrer Existenz. Wir 
fordern dazu auf, diese Attacken ein-
zustellen und die wichtige gesell-
schaftliche Arbeit der Vereine anzuer-
kennen“, sagte Susanne Hennig-Well-
sow, Fraktions- und Landesvorsitzen-
de der LINKEN. 

Und Katharina König-Preuss, Spre-
cherin für Antifaschismus, warnte 
mit Blick auf den 75. Jahrestag der Be-

freiung vom Faschismus im nächsten 
Jahr: „Gerade in Zeiten des gravieren-
den Rechtsrucks dem VNN/BdA zu 
unterstellen, er wäre nicht gemeinnüt-
zig, halte ich für gefährlich. Der 
VNN/BdA, der von Überlebenden aus 
Konzentrationslagern und Gefängnis-
sen 1947 gegründet wurde, leistet um-
fangreiche Aufklärungs- und Bil-
dungsarbeit, engagiert sich für die Er-
richtung von Gedenkstätten, Erinne-
rungsorten, Zeitzeugenarbeit und den 
Austausch über aktuelle Entwicklun-

gen in der extrem rechten Szene. 
Durch den Entzug der Gemeinnützig-
keit kommen erhebliche Nachforde-
rungen auf den Verein zu, von denen 
eine fünfstellige Summe noch in die-
sem Jahr fällig würde, und den VVN-
BdA in seiner Existenz bedroht.“ Die 
beiden Abgeordneten bekräftigten, 
dass Vereinen, die sich für eine demo-
kratische und offene Gesellschaft ein-
setzen, keine Steine in den Weg gelegt 
werden sollten, sie brauchen vielmehr 
die volle Unterstützung. 

„Mit dem am 1. Dezember in Kraft 
getretenen neuen ‚Thüringer Ge-
setz zur Inklusion und Gleichstel-
lung von Menschen mit Behinde-
rungen‘ gibt es für sie zahlreiche 
Verbesserungen im Alltag“, so Ka-
rola Stange, behindertenpolitische 
Sprecherin der LINKE-Fraktion. 
„Rot-Rot-Grün hat es geschafft, für 
Thüringen ein modernes Gesetz zu 
machen, das die selbstbestimmte 
Lebensführung behinderter Men-
schen im Land und ihre gleiche 
Teilhabe am Leben in der Gesell-
schaft erheb-
lich stärkt.“

Karola Stan-
ge verwies 

mit Blick auf 
das neue „Thü-
ringer Gesetz 
zur Inklusion 
und Gleichstel-
lung von Men-
schen mit Be-
hinderungen“ 
auf die hier ver-
ankerten ver-
stärkten Ver-
pflichtungen zu 
umfassender 
Barrierefreiheit. 
Dies gelte nicht 
nur in baulicher 
Hinsicht, son-
dern auch was das wichtige Thema 
der fortschreitenden Digitalisierung 
in der Kommunikationsgesellschaft 
betreffe. In diesem Zusammenhang 
seien nicht zuletzt auch die Fort-
schritte bei der Verwendung der Ge-
bärdensprache und von Leichter 
Sprache zu nennen. 

„Das neue Gesetz erleichtert für 
behinderte Menschen die Gegen-
wehr gegen Diskriminierungen und 
Benachteiligungen im Alltag, weil es 

nun - entsprechend einer langjähri-
gen Forderung aus dem außerparla-
mentarischen Bereich – das Ver-
bandsklagerecht gibt. Betroffene 
müssen zukünftig nicht mehr als 
Einzelkämpfer*innen losziehen, sie 
können sich die Rückendeckung 
durch Verbände und Organisationen 
sichern“, nannte die Landtagsabge-
ordnete einige der weiteren Neue-
rungen.

Nun sei es wichtig, „dass wir uns 
so schnell und intensiv wie möglich 
auch um die umfassende Umsetzung 

des ‚Thüringer Gesetzes zur Inklusi-
on und Gleichstellung von Men-
schen mit Behinderungen‘ in das 
Alltagsleben der Menschen küm-
mern“. Den Auftakt dazu machte am 
3. Dezember ein weiteres Treffen des 
außerparlamentarischen Bündnisses 
zur Umsetzung der UN-Behinder-
tenrechtskonvention in Thüringen. 

Im Übrigen stärkt das neue Gesetz 
auch die Funktion des Landesbehin-
dertenbeauftragten und damit die 

Interessenvertretung behinderter 
Menschen in Thüringen. Der Lan-
desbehindertenbeauftragte wird 
nunmehr im Dezember-Plenum des 
Landtags zum ersten Mal von den 
Landtagsabgeordneten gewählt und 
von der Landtagspräsidentin ernannt 
und erhält auch mehr Handlungs-
möglichkeiten als bisher.

Mit Blick auf den 3. Dezember, 
dem Internationalen Tag der Men-
schen mit Behinderung, der von der 
UN als Aktionstag ausgerufen wur-
de, um das Bewusstsein der Öffent-

lichkeit für 
die Proble-
me von be-
hinderten 
Menschen 
zu schär-
fen und 
den Ein-
satz für die 
Würde, die 
Rechte und 
die gleiche 
Teilhabe 
behinder-
ter Men-
schen  zu 
fördern, 
bekräftigte 
Karola 
Stange: 
„Wir ha-
ben in Sa-

chen Inklusion behinderter Men-
schen schon Wichtiges geschafft, 
aber bis dieses Ziel wirklich erreicht 
ist, gibt es noch viel zu tun.“

Im Foto das letzte Treffen des au-
ßerparlamentarischen Bündnisses 
zur Umsetzung der UN-Behinder-
tenrechtskonvention in Thüringen, 
das auf Einladung der Linksfraktion 
am 5. Juli im Landtag stattgefunden 
hatte. 

Angriffe auf Gemeinnützigkeit beenden
Wichtige Arbeit von gesellschaftspolitisch aktiven Vereinen wie dem VNN-BdA e.V.

Inklusion und Gleichstellung 
behinderter Menschen
Neues Thüringer Gesetz ist am 1. Dezember in Kraft getreten
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» Neugründungen
In Thüringen ging die Anzahl der 
Gewerbeanmeldungen in den ers-
ten acht Monaten 2019 gegenüber 
dem gleichen Zeitraum des Vor-
jahres um 0,9 Prozent auf 7.668 
Anzeigen zurück. Rund vier Fünf-
tel waren nach Mitteilung des Lan-
desamtes für Statistik Neugrün-
dungen (6.322). Mit 2.060 Frauen 
gab es 2,2 Prozent mehr Neugrün-
derinnen als im Vorjahr. Rund ein 
Viertel dieser Frauen (500) grün-
deten neue Betriebe im Bereich 
„Handel; Instandhaltung und Re-
paratur von Kraftfahrzeugen“, 
knapp ein Fünftel im Bereich der 
Erbringung sonstiger Dienstleis-
tungen. Zu diesen Dienstleistun-
gen gehören zum Beispiel Wäsche-
reien, Frisör- und Kosmetiksalons 
sowie Solarien.

» Bildungsrat
Zur Diskussion um die Zukunft 
des Nationalen Bildungsrates nach 
dem Ausstieg von Bayern und Ba-
den-Württemberg erklärte Thü-
ringens Minister für Bildung, Ju-
gend und Sport, Helmut Holter: 
„Wir müssen stärker zusammen-
arbeiten, nicht weniger. Es geht 
schließlich um die Bildungschan-
cen aller Kinder in Deutschland. 
Dank der Südländer haben wir 
nun anderthalb verlorene Jahre für 
unsere Schulen. Viel Kraft und 
Zeit wurden für die Diskussion 
um einen Bildungsrat verschenkt. 
Ein Bildungsstaatsvertrag, den 
Bayern und Baden-Württemberg 
immer gewollt haben, darf nur ein 
Ziel haben: Mehr Vergleichbarkeit 
und eine Harmonisierung aller 
Bildungsabschlüsse.“

»SuedOstLink
„Es ist zu begrüßen, dass der 
Stromnetzbetreiber ‚50Hertz 
Transmission GmbH‘ mit Bürge-
rinnen und Bürgern über den 
künftigen Trassenverlauf des Sue-
dOstLink diskutieren möchte. 
Bürgerbeteiligung darf man es 
aber nicht nennen. Denn wir ste-
hen kurz vor Beginn des Planfest-
stellungsverfahrens, was bedeutet, 
dass an der Frage, ob die Trasse 
überhaupt kommen muss, wahr-
scheinlich nicht mehr gerüttelt 
werden kann“, sagte der energie-
politische Sprecher der Linksfrak-
tion im Thüringer Landtag, Daniel 
Reinhardt, und unterstrich, dass 
nach seiner Überzeugung die 
Trasse grundsätzlich gar nicht 
notwendig wäre und keine nach-
haltige Energiepolitik ist.

Güngör? Güngör! Das ist türkisch und 
heißt übersetzt „siehe den Tag“. Carpe 
Diem ist (auch) Programm. Lena Saniye 
Güngör ist die jüngste Abgeordnete im 
Thüringer Landtag - und sie ist die ein-
zige im Parlament, die einen Namen 
trägt, der hör- und sichtbar aus dem 
nichtdeutschen Sprachraum stammt. 
Und auch Lenas zweiter Vorname Sani-
ye weist auf die türkischen Wurzeln hin.

Ja“, sagt die über die Landesliste DIE 
LINKE gewählte Abgeordnete, „ich bin 

1993 als Kind türkisch-deutscher Eltern in 
Dortmund geboren. Bildung war bei uns 
zu Hause immer ein Wert in sich. 2012 
machte ich das Abitur. Dann studierte ich 
Psychologie in Chemnitz und Jena, 
machte den Bachelor und den Master.“ 
Parallel schloss sie das Studium in Ethik 
und Konfliktmanagement ab, ebenfalls 
mit einem M.A.-Titel.

Lena Güngör hat sich immer gern und 
viel mit politischen Themen auseinander-
gesetzt. Außerparlamentarische Arbeit 
war für sie wichtig. Früh merkte sie, dass 
das jedoch in sich begrenzt ist - außerpar-
lamentarisch eben. Im Zuge der Bundes-
tagswahl 2017 machte sie ein Praktikum 
beim wissenschaftlichen Dienst des 
Deutschen Bundestages. „In einem so 
hochpolitischen Raum zu einer so hoch-
politischen Zeit konnte ich mich der Fra-
ge nach meinem Engagement in einer po-
litischen Partei nicht entziehen. Ich bin in 
DIE LINKE eingetreten und habe tat-
sächlich noch die letzte Woche im Bun-
destagswahlkampf mitgemacht.“

#LenaFürJena: Nur wenig später wur-
de sie Spitzenkandidatin für DIE LINKE 
in Jena. Gleichzeitig kandidierte zur Orts-
teilbürgermeisterin Jena-Zentrum. Ihre 
Kontrahentin von den GRÜNEN ge-
wann, Lena holte den sehr beachtlichen 
zweiten Platz. „Ich freue mich, wenn ich 
auch durch meinen Nachnamen darauf 
aufmerksam machen kann, dass es in 
Thüringen zigtausende Menschen mig-

„Nutze den Tag“
Lena Saniye Güngör ist die jüngste Abgeordnete im Thüringer Landtag

ziehe. Konkret 
bedeutet das für 
mich auch, gegen 
die vielen Be-
nachteiligungen, 
die die Menschen 
in Ostdeutsch-
land erfahren, zu 
handeln. Ich for-
dere eine Treu-
hand-Enquete-
kommission und 
freue mich als 
Vorsitzende der 
Rosa-Luxem-
burg-Stiftung 
Thüringen, dass 
wir eine Ausstel-
lung zum Thema 
realisieren konn-
ten. Wer gegen 
soziale Spaltung 
handelt, handelt 

auch immer gegen Rechts. Ich möchte 
in einer offenen, bunten und solidari-
schen Gesellschaft leben.“

Lena Saniye Güngör wird für die 
Linksfraktion Sprecherin für Arbeits- 
und Gewerkschaftspolitik. Sie freut 
sich auf diese Aufgabe, sucht den Kon-
takt zu sozialen Bewegungen und will 
schnell in die großen Fußabdrücke, die 
Ina Leukefeld hinterlässt, hineinwach-
sen. 

Die erste Bewährungsprobe hat sie 
schon hinter sich. Sie war bei der Kons-
tituierung des 7. Thüringer Landtags als 
jüngste Abgeordnete Schriftführerin 
im Parlament, saß neben der frischge-
wählten Landtagspräsidentin Birgit 
Keller. Auch diese Aufgabe hat sie sou-
verän bewältigt. 

Carpe Diem! Herzlich willkommen 
im Thüringer Landtag, Lena! Herzlich 
willkommen in der Fraktion DIE LIN-
KE.
                           Rainer Benecke

Berechtigte 
Forderungen

Anlässlich der Traktoren-Stern-
fahrt nach Berlin hatte die 

Landwirtschaftspolitikerin der 
Linksfraktion, Marit Wagler, einen 
Kurswechsel in der Agrarpolitik ge-
fordert. „Immer mehr Handelsab-
kommen haben in den letzten Jahren 
dafür gesorgt, dass Industrieproduk-
te zu besseren Konditionen expor-
tiert werden können. Im Gegenzug 
wurden landwirtschaftliche Produk-
te, wie Zucker oder Rindfleisch, zu 
Bedingungen auf den europäischen 
Markt gelassen, zu denen man sie 
hier und auch anderswo gar nicht 
umweltverträglich produzieren 
kann.“

Die berechtigten gesellschaftlichen 
Forderungen nach mehr Tierwohl 
und Reduktion des Einsatzes von 
Pflanzenschutzmitteln oder Antibio-
tika lassen sich aus Sicht der Land-
tagsabgeordneten der LINKEN nur 
erfüllen, wenn Landwirte die dazu 
notwendigen Investitionen und hö-
heren betrieblichen Aufwendungen 
durch vernünftige Preise für ihre 
Produkte refinanzieren können. 

„Der Wettbewerb zu Weltmarktbe-
dingungen ohne vergleichbare Stan-
dards und die ruinösen Preisver-
handlungspraktiken der großen 
Handelsketten führen am Ende da-
zu, dass die Erzeugung gesunder re-
gionaler Lebensmittel fast unmög-
lich gemacht wird. Hinzu kommt, 
dass landwirtschaftliche Nutzflächen 
als sichere Geldanlage mit guter Ver-
zinsung genutzt werden, was die 
Pachtpreise enorm ansteigen lässt. 
Kein Landwirt kann mit den Fi-
nanzmitteln von Bodenspekulanten 
mithalten!“, befürchtet die Agrarpo-
litikerin.

Marit Wagler kündigte in dem Zu-
sammenhang an, nach der Konstitu-
ierung des neuen Agrarausschusses 
im Thüringer Landtag initiativ zu 
werden, um die berechtigten Interes-
sen der Landwirtinnen und Land-
wirte in die Reform der gemeinsa-
men Agrarpolitik der EU einfließen 
zu lassen und das gesetzliche Bo-
den-Vorkaufsrecht für Landwirte zu 
stärken.

rantischen 
Ursprungs 
gibt, die in 
diesem 
Land leben 
und arbei-
ten. ‚Will-
kommen in 
Thüringen‘ 
buchstabiere 
ich auch so, 
dass diese 
Menschen 
angemessen 
und gerecht 
parlamenta-
risch vertre-
ten werden. 
Die Tatsa-
che, dass ich 
mit den 
zweitmeis-
ten Stim-
men in den Jenaer Stadtrat eingezogen 
bin, hat mir gezeigt, dass die Wählerin-
nen und Wähler mich anerkennen - und 
dass sie von mir als Person für diese Par-
tei mit diesem Programm etwas halten. 
Übrigens unabhängig davon, ob ich jung 
bin oder nicht.“

Jena ist eine Stadt, die wächst. „Woh-
nen“ ist darum dort ein zentrales Thema - 
die Frage nach bezahlbaren Mieten steht 
weit oben auf der Agenda der Abgeordne-
ten im Jenaer Stadtrat. Und es beschäftigt 
sie die Mobilität. „Wenn ich nicht das Pri-
vileg habe, in zentraleren Bereichen zu 
wohnen und trotzdem zur Arbeit, zur 
Uni, zur Ausbildung pendeln muss“, sagt 
Lena, „dann steht doch die Frage, wie der 
ÖPNV kostengünstig und attraktiv ge-
staltet wird - als tatsächliche Alternative 
zum individuellen Nahverkehr“.

Lena Saniye Güngör möchte, dass die 
Gesellschaft einen solidarischen Umgang 
lebt und pflegt. „Das heißt für mich, dass 
ich ganz klar Stellung gegen die soziale 
Spaltung in Thüringen und anderswo be-
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Welt-AIDS-Tag

Vorurteile streichen

Der jetzt wieder stattgefundene Welt-
AIDS-Tag unter dem Motto „Streich 
die Vorurteile!“ hat leider noch nichts 
an Bedeutung verloren. „Oft ist es feh-
lendes oder veraltetes Wissen über 
HIV und AIDS und damit verbunden 
die Angst vor einer Ansteckung, wel-
che bis hin zu Ausgrenzung, Stigmati-
sierung und Diskriminierung führen. 
Aufklärung und die Stärkung der Ak-
zeptanz sind wichtig, damit Menschen 
mit HIV ohne Einschränkungen 
gleichwertig in unserer Gesellschaft le-
ben können, betonte Karola Stange, 
die sozialpolitische Sprecherin der 
Linksfraktion.
Im Thüringer Landesprogramm für 
Akzeptanz und Vielfalt sind notwen-
dige und wichtige Forderungen ent-
halten, um die Situation von Men-
schen mit HIV zu verbessern. Dazu 
gehört die Erfassung und strukturelle 
Behebung von Diskriminierung eben-
so wie eine umfassende Beratungs- 
und Begleitstruktur. „Die Thüringer 
AIDS-Hilfe leistet einen unersetzbaren 
Beitrag zur Prävention, Aufklärung 
und Beratung. Sie muss auch künftig 
die notwendige Unterstützung des 
Landes erfahren. Mit der Etablierung 
von weiteren Beratungs- und Anlauf-
stellen, wie zum Beispiel queeren Zen-
tren, kann eine umfassende Unterstüt-
zungsstruktur erreicht werden. Denn 
diese Zentren dienen auch der Förde-
rung von Selbsthilfe und Selbstorgani-
sation von Menschen mit HIV. Ich un-
terstütze die Forderung, ein solches 
Zentrum auch in Erfurt zu gründen, 
ausdrücklich – sowohl auf kommuna-
ler als auch auf landespolitischer Ebe-
ne“, sagte Karola Stange.

Die neue Familienförderung 
durch das Landesprogramm 

‚Solidarisches Zusammenleben der 
Generationen‘ hat sich in den Thü-
ringen Landkreisen und kreisfreien 
Städten etabliert und kommt bei 
den Familien zielgenau an“, freut 
sich Cordula Eger, Sprecherin für 
Familie und Senioren der LIN-
KE-Landtagsfraktion. 

Bis Mitte November 2019 hatten al-
le 23 Landkreise und kreisfreien Städ-
te einen Antrag auf Förderung im 
Rahmen des neuen Landesprogram-
mes gestellt – 16 Landkreise in Stufe 
3, sechs Landkreise in Stufe 2, nur der 
Landkreis Greiz bleibt auf der nied-
rigsten Stufe 1. 

Für das Jahr 2020 stehen den 
Landkreisen und kreisfreien Städten 
im Landeshaushalt vier Millionen 
Euro zusätzlich und damit insgesamt 
ca. 15 Millionen Euro (inklusive Son-

Die neue Thüringer Familienförderung 
Landesprogramm „Solidarisches Zusammenleben der Generationen“ hat sich etabliert

derprogramm Thüringer El-
tern-Kind-Zentren) zur Verfügung.

„Es ist mir ein besonderes Anlie-
gen, dass Familien wirksam geför-
dert, begleitet und wo nötig unter-
stützt werden. Mit dem Landespro-
gramm werden familienpolitische 
Leistungen zielgenauer erbracht. Sie 
orientieren sich am tatsächlichen Be-
darf vor Ort“, sagte Cordula Eger. 

Als bespielgebend für Thüringen 
nannte die Landtagsabgeordnete den 
Unstrut-Hainich-Kreis, wo im Kreis-
tag ein fachspezifischer Gesamtplan 
für Familienförderung im Un-
strut-Hainich-Kreis für die Jahre 2019 
bis 2023 beschlossen wurde. Mit der 
Fortschreibung der bisherigen 19 
Maßnahmen und der Planung fünf 
neuer Maßnahmen familienpoliti-
scher Leistungen stelle das Land Thü-
ringen dem Landkreis für das nächste 
Jahr fast eine Million Euro (915.914,57 
Euro) zur Verfügung. 

„Es ist wichtig und auch richtig, 
neue Maßnahmen im Bereich Ge-
sundheitsförderung, Förderung der 
Mobilität im ländlichen Raum, Pfle-
geberatung und Unterstützungsange-
bote im Alter auf den Weg zu brin-
gen. Zum einen, weil der Bedarf da 
ist, wie auch eine Einwohner*innen-
befragung im Unstrut-Hainich-Kreis 
ergeben hat, aber vor allem, um wei-
ter den ländlichen Raum zu stärken. 
Mit dem Gesamtplan wird ein Herz-
stück besserer und gerechterer Fami-
lien- und Sozialpolitik umgesetzt. Im 
Zuge einer guten Familienpolitik 
wächst das solidarische Miteinander 
der Generationen“, so Cordula Eger. 

Seit fast einem Jahr ist die Neu-
strukturierung der Familienförde-
rung in Thüringen durch ein neues 
Gesetz und ein neues Landespro-
gramm (LP Solidarisches Zusam-
menleben der Generationen) geregelt. 
Dies war notwendig, weil vielen Be-

Mit einem offenen Brief an die 
Landespräsidentenkonferenz, einen 
Zusammenschluss der zehn staatli-
chen Thüringer Hochschulen, un-
terstützten Lena Saniye Güngör, 
Katja Maurer und Christian Schaft, 
Mitglieder der Fraktion DIE LIN-
KE im Thüringer Landtag, das An-
liegen einer Hochschulstreikwoche 
der Students for Future auch in 
Thüringen, die in der Zeit vom 25. 
bis 29. November stattgefunden 
hatte. „In dieser Krisenzeit sehen 
wir in der geforderten Public Cli-
mate School und dem Hochschul-
streik nicht nur eine Notwendig-
keit, sondern auch eine Chance, 
dass Hochschulen als Labore für 
nachhaltige Zukunft noch weiter in 
die Gesellschaft ausstrahlen kön-
nen“, betonten die Abgeordneten. 

Die Landespolitiker der LINKEN 
machten deutlich: „Mit For-

schungsschwerpunkten, beispiels-
weise in den Bereichen Green Tech, 
Energieeffizienz, Speichertechnolo-
gien sowie nachhaltiges und klima-
freundliches Bauen und Stadtpla-
nung, leisten die Hochschulen be-
reits einen wichtigen Beitrag. Es ist 
eine gute Grundlage, um die Hoch-
schulen gemeinsam in der Aktions-
woche zu Laboren der Zukunft zu 
machen.“ 

In dem Brief an die Mitglieder der 
Thüringer Landespräsidentenkonfe-
renz heißt es u.a.: „Nicht zuletzt sind 

ler*innen, die sich in der Pflicht se-
hen, öffentlich und proaktiv ihre 
Stimme zu erheben. Und auch die 
Studierenden erheben ihre Stimme. 
Motiviert und angetrieben durch die 
mit Schüler*innenprotesten gestarte-
te Bewegung Fridays for Future sind 
sie ebenso aktiv geworden, haben 
Ortsgruppen von Students for Futu-
re gegründet. 

Auch die Studierenden sehen sich 
angesichts der Dramatik der Situati-
on zu einem entschlossenen, außer-
planmäßigen Handeln verpflichtet“, 
schrieben die Abgeordneten. 

es die Hochschulen und Forschungs-
einrichtungen, die sich im Geiste 
von Freiheit und Verantwortung für 
die Verbesserung der Lebens- und 
Umweltbedingungen leiten lassen 
und die Grundsätze nachhaltiger 
Entwicklung achten sollen und wol-
len. Und viele Wissenschaftler*innen 
tun dies bereits. Die Scientists for 
Future, als ein überinstitutioneller, 
überparteilicher 
und interdiszi-
plinärer Zusam-
menschluss von 
Wissenschaft-
ler*innen, die 
sich für eine 
nachhaltige Zu-
kunft engagie-
ren, unterstützen 
das Anliegen 
vieler insbeson-
dere junger 
Menschen, die 
beim Klima-
streik am 
20.09.19 und wö-
chentlich Freitag 
für Freitag auf 
die Straße gehen, 
um auf die histo-
risch beispiellose 
Klima-, Biodi-
versitäts- und 
Nachhaltigkeitskrise, welche die 
Menschheit vor globale Herausforde-
rungen stellt, aufmerksam zu ma-
chen und die Politik zum Handeln 
zu bewegen. Es sind Wissenschaft-

teiligten, die in der Familienpolitik 
tätig sind, klar war, dass die demo-
grafische Entwicklung in Thüringen 
besondere Herausforderungen von 
uns verlangt, gerade auch, wenn es 
um die Sorge nicht nur von Kindern 
geht, sondern auch, wenn es um ältere 
Menschen geht. 

Die veränderten Rahmenbedin-
gungen für Familien und die Beson-
derheiten des ländlichen Raums in 
Thüringen hatten die rot-rot-grüne 
Landesregierung veranlasst, familien-
politisch umzudenken. Das Pro-
gramm setzt eine Familienförderung 
um, die bedarfsgerecht ist, die räum-
lich angepasst ist, die strategisch ge-
plant wird und die vor allem hand-
lungsübergreifend arbeitet. Es wird 
also auf innovative Weise die Famili-
enförderung kommunal neu auf den 
Weg gebracht, ausgehend von der ört-
lichen Bedarfsplanung und begleitet 
von einer integrierten Sozialplanung.

Scientists for Future
Offener Brief von LINKE-Abgeordneten an Landespräsidentenkonferenz
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Erster Tagesordnungspunkt bei der 
Konstituierung des 7. Thüringer 
Landtags am 26. November war die 
Wahl der Landtagspräsidentin. Die 
Fraktion DIE LINKE hatte die bis-
herige Thüringer Ministerin für In-
frastruktur und Landwirtschaft, 
Birgit Keller (Wahlkreis Nordhau-
sen I), vorgeschlagen. Weitere 
Wahlvorschläge gab es seitens der 
anderen Fraktionen nicht. In Anwe-
senheit aller 90 Abgeordneten wur-
de Birgit Keller schließlich im ers-
ten Wahlgang mit der Mehrheit von 
52 Ja-Stimmen (28 Nein, zehn Ent-
haltungen) zur neuen Landtagsprä-
sidentin gewählt. Ein Ereignis, das 
bundesweit für einige Beachtung 
gesorgt hatte. Die erste Landtags-
präsidentin der LINKEN in der 
bundesdeutschen Geschichte. Und 
was für eine!

So schrieb die Frankfurter Allge-
meine Zeitung (FAZ): „Keller gilt 

als verbindlich und kompetent, auch 
das Wort ‚Brückenbauerin‘ fällt oft 
im Zusammenhang mit ihrem Na-
men. Das ist ziemlich genau die 
Funktion, die der Landtag in Erfurt 
mit seinen sechs Fraktionen und un-
eindeutigen Mehrheitsverhältnissen 
in den kommenden fünf Jahren ganz 
besonders brauchen dürfte.“

Dies wurde auch in der Antritts-
rede von Birgit Keller deutlich, aus 
der wir hier Auszüge dokumentie-
ren: Ich möchte all denjenigen sagen, 
die mir heute ihre Stimme nicht gege-
ben haben: Ich werde versuchen, das 
Beste zu geben, denn ich sehe mich 
als die Präsidentin für den gesamten 
Thüringer Landtag. In diesem Sinne 
unparteiisch werden die Regelungen 
unserer Verfassung und der Ge-
schäftsordnung dieses Landtages von 
mir in gleicher Weise auf alle Abge-
ordneten dieses hohen Hauses ange-
wandt werden. Im 7. Thüringer Land-
tag sind erstmals in der jüngeren Ge-
schichte des Freistaates sechs Fraktio-
nen vertreten. Die parteipolitische 
und wohl auch die politische Vielfalt 
im Hohen Haus sind daher so ausge-
prägt wie nie. 

Auf den Tag genau heute vor 30 
Jahren verfassten Christa Wolf und 
andere den Aufruf „Für unser Land“, 
der am 28. November 1989 durch Ste-
fan Heym und weitere der Presse vor-
gestellt wurde. Am gleichen Tag stell-
te Bundeskanzler Helmut Kohl sein 
„Zehn-Punkte-Programm“ vor, in 
dem erstmals die Möglichkeit der 
Wiedervereinigung angesprochen 
wurde. Der Aufruf „Für unser Land“ 
wurde bis Januar 1990 von mehr als 
einer Million DDR-Bürgerinnen und 
DDR-Bürgern unterzeichnet, darun-
ter auch von Lothar de Maizière. 
Nach der Volkskammerwahl verhan-
delte er als frei gewählter Minister-

Die Erste - Birgit Keller 
Auszüge aus der Antrittsrede der neuen Thüringer Landtagspräsidentin (DIE LINKE)

präsident der DDR die Wiederverei-
nigung, die am 3. Oktober 1990 in 
Kraft trat. Allein diese beiden Ereig-
nisse des 26. und 28. Novembers 1989 
zeigen die Offenheit der damaligen 
Entwicklung. Die Dynamik dieses 
Aufbruchs und die Wucht der Fried-
lichen Revolution waren zu diesem 
Zeitpunkt bereits unumkehrbar.

„Ich habe mich für
das Engagement entschieden“

Der Herbst 1989 und der Zeitraum 
bis zur Volkskammerwahl 1990 gehö-
ren für viele Ostdeutsche nicht nur 
meines Jahrgangs zu den aufregends-
ten Monaten des Lebens. Wir hatten 
kleine Kinder, standen mitten im Be-
rufsleben und erlebten diese Zeit des 
Wandels mitten im eigenen Wandel. 
Bis dahin unhinterfragte Wahrheiten 
wurden nun öffentlich infrage ge-
stellt. Neues Denken zog ein und es 
gab völlig neue Instrumente der Ein-
flussnahme und Partizipation.

Meine hauptberufliche Tätigkeit 
für die FDJ und die SED, die 1990 en-
dete, stellte mich vor die Frage, ob ich 
mich ins Privatleben zurückziehen 
oder mich politisch engagieren soll. 
Ich habe mich für das Engagement 
entschieden. Zuerst am Runden Tisch 
in Nordhausen. Dann über viele Jahre 
in der Kommunalpolitik. Ich habe in 
diesem 30. Jahr der Friedlichen Revo-
lution ziemlich genau die Hälfte mei-
nes bisherigen Lebens in der DDR 
verbracht; den anderen Teil in unse-
rer Bundesrepublik.

Ich habe Verantwortung übernom-
men. Als Mitglied dieses Landtages, 
als Landrätin, in den vergangenen 
fünf Jahren als Ministerin für Infra-
struktur und Landwirtschaft. Als 
Vertreterin der Partei, der ich vor 

1989 angehörte und deren Nachfolge-
strukturen ich seitdem angehöre, ha-
be ich mich nie der Verantwortung 
entzogen, das SED-Unrecht in der 
DDR klar zu benennen. Der Respekt 
vor den Opfern von DDR-Unrecht ist 
und bleibt eine der Grundlagen mei-
ner Arbeit als Präsidentin des Thürin-
ger Landtages. 

Der tägliche Einsatz für unsere De-
mokratie gehört zu den weiteren 
Grundlagen unserer aller Arbeit. Da-
ran erinnern wir nicht nur im 30. 
Jahr der Friedlichen Revolution. Son-
dern auch im kommenden Jahr, wenn 
wir gemeinsam sowohl die Gründung 
des Landes Thüringen vor 100 Jahren 
und die Wiedergründung des Frei-
staates vor 30 Jahren als auch den 75. 
Jahrestag der Befreiung vom Natio-
nalsozialismus begehen werden. Die-
se Jubiläen sind Anlass zum Nach-
denken über unsere Geschichte, über 
die Brüche und über die Fragilität 
unserer demokratischen Institutio-
nen, deren Stabilität wir durch unser 
Handeln bilden.

Thüringer Parlamentarismus

In der Bibliothek dieses Hohen 
Hauses finden Sie die einige Jahre 
lang erschienene Reihe „Schriften zur 
Geschichte des Parlamentarismus in 
Thüringen“. 1992 erschien im ersten 
Heft ein Abriss über 175 Jahre Thürin-
ger Parlamentarismus. Darin ist unter 
anderem die Zeit der 5. bis zur 7. 
Wahlperiode des Thüringer Landta-
ges von 1929 bis 1933 beschrieben. 
Diese Wahlperioden waren geprägt 
von der bewussten Lähmung der par-
lamentarischen Arbeit bis zu ihrer 
Abschaffung durch diejenigen, die 
nach der sogenannten Machtergrei-
fung der Nationalsozialisten für die 

politische Verfolgung Thüringer Ab-
geordneter wie Karl Barthel, August 
Baudert, Hermann Brill, August 
Fröhlich und Karl Hermann und den 
Tod von Parlamentariern wie Helene 
Fleischer oder Theodor Neubauer ver-
antwortlich waren.

Mit Respekt und Würde begegnen

Im Lichte dieser Erfahrungen for-
mulierte Ricarda Huch am 22. Juni 
1946 bei der Sitzung des sogenannten 
Thüringer Vorparlaments: „Demokra-
tie ist Sache der Gesinnung. Sie mag 
formal noch so sorgsam ausgewogen 
sein, sie wird sich nicht als Volksfrei-
heit, was sie sein will, auswirken, wenn 
nicht Rechtsgefühl, Pflichtgefühl und 
Verantwortungsgefühl im Volk leben-
dig sind mit diesen verbunden Selbst-
bewusstsein, das einem jeden festen 
Stand gibt und ihn verhindert, sich un-
ter Willkür und totalitäre Staatsan-
sprüche zu beugen.“

Ich wünsche mir für diese 7. Wahl-
periode eine parlamentarische Kultur, 
in der das Argument den Vorrang vor 
Empörung oder dem in sozialen Netz-
werken am besten zitierfähigen Satz er-
hält. In der wir uns mit Respekt und 
Würde begegnen und in der gerade die 
neuen politischen Verhältnisse unkla-
rer Mehrheiten uns die Neugier und 
das Interesse verleihen, gemeinsam 
nach den besten politischen Ideen für 
unseren Freistaat und für das Wohler-
gehen der Thüringerinnen und Thü-
ringer zu suchen.

 
https://www.thueringer-landtag.de/
fileadmin/Redaktion/1-Hauptme-
nue/6-Service_und_Kontakt/3-Pres-
se/1-Pressemitteilungen/Dokumente/
Eroeffnungsrede_LP_Keller.pdf
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Unterstützung für die Initiative 
des Verbandes Deutscher Ver-

kehrsunternehmen (VDV) und der 
Allianz pro Schiene zur Reaktivie-
rung von ehemaligen Schienenwegen 
signalisierte die verkehrspolitische 
Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, 
Dr. Gudrun Lukin. „Die zehn Vor-
schläge sind gut ausgewählt. Die 
Überwindung von Lücken im Schie-
nennetz, oft im Ergebnis der deut-
schen Teilung entstanden, ist über-

fällig. Besonders unterstützen wir 
die Wiederherstellung der Strecke 
Blankenstein-Marxgrün. Seit langem 
setzen sich Wirtschaft und Politik in 
Thüringen für die Reaktivierung der 
Höllentalbahn ein, um den immen-
sen Güterverkehr von der Straße 
wieder auf die Schiene zu bringen. 
Wer die Verkehrswende einleiten 
will, muss diese Vorschläge mit ei-
nem Förderprogramm untersetzen. 
Der Anfang ist durch den Bund für 

den Streckenausbau der Bahn ge-
macht, es fehlen jedoch konkrete 
Fördermittel für Reaktivierungen. 
Die vorgeschlagenen Lückenschlüsse 
sind nicht nur verkehrs- und um-
weltpolitisch notwendig, sie würden 
auch in vielen Fällen ein weiterer 
Beitrag zur deutschen Einheit sein.“
 
https://www.allianz-pro-schiene.de/
presse/pressemitteilungen/come-
back-der-schiene-zehn-vorschlaege/

Reaktivierung stillgelegter Bahnstrecken

Eine ganze Reihe langjähriger und 
verdienter Landtagsabgeordneter 
der LINKEN sind in der 7. Legisla-
turperiode des Thüringer Landtags 
nicht mehr dabei. In der letzten Sit-
zung vor der Landtagswahl hatte 
die Fraktion bereits jene sechs Ab-
geordneten verabschiedet, die 
schon lange vorher erklärt hatten, 
nicht wieder kandidieren zu wol-
len, und ihnen für ihre engagierte 
Arbeit gedankt.

Das sind Dieter Hausold, der seit 
2004 dem Landtag angehörte, 

Margit Jung (seit 2004), Jörg Kubitz-
ki (seit 2005), Frank Kuschel (seit 
2004), Ina Leukefeld (seit 2004) und 
Diana Skibbe (2004 bis 2009 und seit 
2012). Wir hatten im Parlamentsre-
port (20/19) darüber berichtet.

Unmittelbar nach dem Ende der 
konstituierenden Sitzung des Thü-
ringer Landtags am 26. November, 
an der auch zahlreiche ehemalige 
Landtagsabgeordnete teilgenommen 
hatten, wurden in feierlicher Runde 
in der Linksfraktion nun auch die 
Mitstreiterinnen und Mitstreiter ver-
abschiedet, die den Einzug in den 
Landtag nicht wieder geschafft hat-

ten. Die Fraktionsvorsitzende Susan-
ne Hennig-Wellsow betonte den 
wichtigen Beitrag, den jede und jeder 
der Abgeordneten für das Gelingen 
von Rot-Rot-Grün in Thüringen ge-
leistet hat. Und Bodo Ramelow erin-
nerte an die letzten drei Jahrzehnte 
und die zum Teil dramatischen Her-
ausforderungen, vor denen die Partei 
und ihre Abgeordneten standen.

An dieser Stelle noch einmal ein 

Ihr Beitrag zum Gelingen
Ein herzliches Dankeschön an die ausgeschiedenen zwölf Abgeordneten

Immer auf dem Laufenden bleiben! 
Mehr Infos über die Arbeit unserer 
Landtagsfraktion finden Sie hier:

Parlamentsreport
Alle zwei Wochen erscheint der Parla-
mentsReport unserer Fraktion als Bei
lage zur Thüringer UNZ – Unsere neue 
Zeitung (www.unz.de). Darin finden Sie 
unsere wichtigsten Themen, aktuelle 
Gesetzesinitativen, Auszüge aus Land-
tagsreden, Berichte über Aktionen und 
Veranstaltungen, Hintergrundinforma
tionen und vieles mehr. Online können 
Sie die aktuelle Ausgabe, sowie alle 
alten Ausgaben jederzeit im Internet 

nachlesen (www.die-linke-thl.de/nc/
mediathek/parlamentsreport).

Web 2.0
Aktuelle Informationen über die Arbeit 
unserer Fraktion finden Sie auch auf 
www.twitter.com/Linke_Thl und bei 
www.facebook.com/linke.Thueringen, 
Videos von Reden und Aktionen bei 
www.youtube.com/Linksfraktionthl 
sowie Fotos unter www.flickr.com/
linksfraktion-thueringen.

Video-Livestream
Einen Video-Livestream von den meist 
einmal im Monat stattfindenden Ple

narsitzungen des Thüringer Landtages 
finden Sie während der Sitzungen auf 
unserer Webseite (www.die-linke-thl.
de) und auf der Internetseite des Land-
tages (www.landtag.thueringen.de) ein-
geblendet. Dort finden Sie auch die 
Termine der Sitzungen.

Im Internet
Aktuelle Infos aus unserer Fraktion, 
Pressemitteilungen, die Kontakte zu 
unseren Abgeordneten, Termine, Reden 
und Anträge unserer Fraktion, Broschü-
ren und Flugblätter sowie Hintergrund-
infos zu unseren Positionen finden Sie 
im Internet unter www.die-linke-thl.de.

herzliches Dankeschön für die ehe-
maligen Landtagsabgeordneten der 
Fraktion DIE LINKE: 

Sabine Berninger, die seit 2004 
dem Landtag angehört hatte; Dr. Jo-
hanna Scheringer-Wright (2004 bis 
2009 und seit 2012); Dr. Iris Mar-
tin-Gehl (seit 2015); Tilo Kummer, 
der dienstälteste Abgeordnete unter 
den Ausgeschiedenen (seit 1999); Stef-
fen Harzer (seit 2014) und Rainer 
Kräuter (seit 2014).

Nebenbei notiert

„Azubi-Ticket jetzt!“
Kommentar VON                                 
MdL Ute Lukasch

Vor allem die CDU und die AfD im 
Kreistag des Landkreises Greiz ha-
ben gegen die Stimmen der LIN-
KEN entschieden, dass das Azu-
bi-Ticket im Landkreis Greiz wei-
terhin keine Gültigkeit haben wird. 
Der Landkreis Greiz ist der einzige, 
in dem das Thüringer Azubi-Ticket 
nicht genutzt werden kann. 
Es empört mich jeden Tag aufs 
Neue, dass allein der Landkreis 
Greiz den jungen Leuten dieses 
günstige Ticket verweigert. Damit 
hat sich ein weiteres Mal und für 
mich völlig unverständlich die 
Landrätin Schweinsburg (CDU) 
durchgesetzt. Und dies mit nicht 
nachvollziehbaren Argumenten, 
denn  im Landeshaushalt 2020 sind 
die nötigen Mittel für das Thürin-
ger Azubi-Ticket eingestellt. Frau 
Schweinsburg sucht Ausflüchte 
über Ausflüchte, um ihre Blockade-
haltung zu begründen, aber keiner 
davon hält einer Überprüfung 
stand.

Wir bleiben dabei: Auch im Land-
kreis Greiz muss das Azubi-Ticket 
kommen. Wir lassen nicht locker, 
auch die Jugendlichen, die über ein 
Bürgerbegehren ihre Forderung 
„Azubiticket jetzt!“ durchsetzen 
wollten, und denen der Zugang da-
zu verwehrt wurde. Den jungen 
Leuten bleibt so nichts anderes üb-
rig, als mit friedlichen, zivilen Ak-
tionen öffentliche Aufmerksamkeit 
und Unterstützung zu erreichen so-
wie die juristische Auseinanderset-
zung zu suchen. Ich bin mir mit 
Holger Steiniger, der sich hier stark 
engagiert, einig, dass wir die Initia-
tive „Azubiticket jetzt!“ im Land-
kreis unterstützen. Das wurde auch 
deutlich bei der gemeinsamen 
Transparent-Aktion am Rande der 
Kreistagssitzung.


